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Beilage zu Nr . Brüher
Mittwoch 8 Dezember E

Badischer Lindtag !
» Karlsruhe , 3. Dez . Allgemeine Begründung zu dem ,

in der Zweiten Kammer eingebrachten Gesetzentwürfe „Ab- ^
inderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 8. März !
1868 über dm Elementarunterricht betr. " (Schluß. ) !

II . Die Giünde , welche schon bei Erlassung des Gesetzes
vom 8. März 1868 dazu nöthigten , auf eine Erleichterung
-vr mit der Verpflichtung zur Unterhaltung mehrerer Volks¬
schulen belasteten Gemeinden Bedacht zu nehmen , erhielten
küi wesentlich verstärktes Gewicht durch die abermalige sehr
erhebliche Einkommensverbesserung , welche das Gesetz vom
19. Februar 1874 betreffend die Abänderung einiger Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 8 . März 1868 über den Elemen
tarunterricht den Vvlksschul Lehrern gewährt hat . Ist schon
für viele Gemeinden mit nur einer Volksschule die Auf- ^
dringung des so wesentlich gesteigerten Aufwandes für Lehrer-
gehaltc eine sehr empfindliche Last, so kann diese unerträglich
werde» für Gemeinden , welche für mehrere Bekenntnisse ge¬
sonderte Volksschulen unterhalten sollen und darum neben
-cm entsprechend erhöhten Aufwand für Lchrergehalte auch
die Ausgaben auf Schulgebäude und deren Einrichtung, für
Lehrmittel und svristigc ^Schulrcquisiten , für Brennmaterial rc.
mchi fach zu bestreiten haben.

Neben der Rücksicht auf die durchaus gebotene finanzielle
Erleichterung vieler Gemeinden weist noch ein anderer Um¬
stand auf die Beseitigung einer Anzahl kleiner Schulen hin,
die nur der bisherigen Aufrechterhaltung eines überlieferten ,
in anderen Verhältnissen wurzelnden Grundsatzes ihren Fort¬
bestand verdanken. Es ist dies der empfindliche Mangel an
Lehrkräften, welchem wenigstens einige Abhilfe zu Theil würde
durch Verfügbarwerden einer Anzahl Lehrer zur Verwendung
an anderen Schulen. -»

Alle diese Erwägungen — die Ucbcrzeugung einerseits von
der Nothwendigkeit der umfänglicheren Beseitigung unhaltbar
gewordener Zustände , als das Gesetz vom 8. März 1868
ermöglichte , die Betrachtung der Mchände anderseits , welche
aus dem in diesem Gesetz vorgezeichneten Weg zur Erlangung
einer Abhilfe liegen — haben schon auf dem letzten Landtage
die mit der Vorberathung des Entwurfs zu dem Gesetze über
Abänderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 8. März
1888 betraute Kommission der Zweiten Kammer dahin ge¬
führt, für eine Aendcrung des letzteren Gesetzes auch in der
Richtung sich auszusprcchen, daß die Vereinigung konfessionell
getrennter Schulen in anderer Weise, als durch Wstimmung
der betheiligten Konsessionsgemeinden ermöglicht werde.

Auf '
dasselbe Ziel war eine Anzahl Petitionen gerichtet,

welche, bei der Zweiten Kammer eingelausen , den am 17.
Juni 1874 gefaßten Beschluß dieses Hauses zur Folge hat¬
ten , Seine Königliche Hoheit den Großherzog in einer unter-
thänigstcn Adresse um die Vorlage eines Gesetzentwurfes zu
bitten , wodurch „das Gesetz über das Elcmentarschul -Wisen
einer die obligatorische Umwandlung sämmtlicher bestehenden
Konfessionsschulen in gemischte Schulen durchführenden Revi¬
sion unterzogen wird " .

Die Erste Kammer trat diesem Beschlüsse zwar nicht bei;
aber auch in dem hier über den Gegenstand erstatteten Kom¬
missionsberichte ist hervorgehoben, daß seit 1868 Verhältnisse
ringetreten seien , welche eine Wiederaufnahme des Gegen¬
standes, auf den die tztz 6 u . ff. des Gesetzes vom 8 . März
1868 sich beziehen , nicht blos rechtfertigen , sondern sogar
gebieterisch verlangen , und es wird folgeweise anerkannt, daß
eine Aenderung der bezüglichen Gesetzesbestimmungen not¬
wendig sei. Nur hinsichtlich der Art und des Umfangs der
Aenderung vermochte die Erste Kammer der Ansicht des
anderen Hauses sich nicht anzuschließen. Der Vorschlag der
Kommission ging hier auf Uebertragung der Entschcidungs -
befugniß, welche das Gesetz vom 8. März 1868 den bethei¬
ligten „Konsessionsgemeinden" vorbchält , an die politische
Gemeinde — die Gemeindeversammlung beziehungsweise den

^ Ausschuß . Dabei wollte indessen die Kommission „ die Mög¬
lichkeit eines anderen , der Meinung des anderen hohen
Hauses vielleicht näher kommenden Standpunktes " nicht
ausgeschlossen , vielmehr den Gegenstand vorerst der Erwä¬
gung der Großh . Regierung unterstellt und dem Hause Vor¬
behalten wissen , sich erst nach Kenntnißnahme aller einschlä¬
gigen Verhältnisse über seine definitive Stellung zur vor-
würfigen Frage zu entscheiden .

1! Die Großh . Regierung, durch die Sache selbst sowohl,als durch die oben erwähnten Erklärungen beider Kammern
der Ständeversammlung auf eine eingehende Prüfung und
Erwägung des angeregten Gegenstandes hingewiesen , hat
hiebei die Ueberzeugung gewonnen, daß Dasjenige , was auch
beide Häuser des Landtags übereinstimmend als die dringendste
Aufgabe und als das nächste Ziel der in Aussicht zu neh¬
menden Gesetzcsändcrung anerkannt haben , erreicht werden
könne, ohne einerseits durch Ausdehnung der Reform über
das durch die Gestaltung der Verhältnisse bedingte Bedürf-
uiß hinaus zu möglichen Beunruhigungen Anlaß zu geben
und ohne einerseits die Mißstände , welche mit den durch das
Gesetz vom 8 . März 1868 vorgeschriebenen Abstimmungen
verbunden waren , in der Hauptsache fortdauern zu lassen,wie ohne Zweifel der Fall wäre , wenn die Abstimmungen
ftlbst — nur in andere Versammlungen verlegt — aufrecht
erhalten würden . Aus dieser Anschauung beruht der Gesetz¬
entwurf, durch dessen Vorlage die Großh. Regierung einem
^ nihr selbst als unabweisbar erkannten Bcdürfniß zu ent-
tp*«hen , und zugleich den auf dem letzten Landtag zum

Ausdruck gelangten Wünschen der Landesvertretung nach
Möglichkeit gerecht zu werden hofft.

Indem der Entwurf den Grundsatz , daß Verschiedenheit ^
des religiösen Bekenntnisses der schulpflichtigen Kinder eine
Trennung derselben bezüglich des in der Volksschule zu em¬
pfangenden Unterrichts — vom Religionsunterricht abgese¬
hen — nicht bedinge, nunmehr allgemein durchgeführt wissen
will, erzielt er die ohne irgend welche Abstimmungen vor sich
gehende Vereinigung der in einer Anzahl Gemeinden noch ^
neben einander bestehenden Schulen verschiedener Bekenntnisse.
Die Möglichkeit, welche der Entwurf eröffnen will , überall ,
wo Kinder verschiedenen Bekenntnisses aus den Besuch einer
Volksschule angewiesen sind , bei Besetzung der Lehrerstellen
hierauf Rücksicht zu nehmen , gestattet , den Verhältnissen ,
welche durch die bereits vorhandene und immer weiter
schreitende konfessionelle Mischung der Bevölkerung geschaffen !
sind , in viel ausgiebigerer Weise , als nach dem bisherigen !
Gesetz geschehen konnte , Rechnung zu tragen . Namentlich !
würde in vielen Gemeinden das eine oder andere Bekennt - ^
niß , welches bisher für seinen Religionsunterricht der Un¬
terstützung durch einen Lehrer der Volksschule ( tz 27 Absatz 2
des Gesetzes vom 8 . März 1868) entbehren mußte , dieser
Wohlthat nunmehr theilhaftig werden. Die in den Entwurf
des Gesetzes aufgenommene Vorschrift endlich , daß bei Be¬
setzung der Lehrerstellen auf das Bekenntniß der die Schule
besuchenden Kinder Rücksicht zu nehmen sei , und die nähe¬
ren Bestimmungen , in welcher Weise dies zu geschehen habe,
werden Befürchtungen Vorbeugen , als könne auch da , wo
keinerlei Bcdürfniß eine Aenderung des gegenwärtigen Zu¬
standes verlangt , in die hergebrachte Einrichtung der Schule
eingegriffen werden.

IV . Ueber den Einfluß , welchen — in Zahlen ausge¬
drückt und nach dem Stande vom 1 . August d. I . berech¬
net — die Durchführung des entworfenen Gesetzes in finan¬
zieller Hinsicht und in Beziehung auf die Zahl der Lehrer
üben würde, mögen folgende Bemerkungen hier Platz finden.

Von den etwa 1580 Gemeinden des Großherzogthums
haben gegenwärtig noch 153 auf Grund des tz 6 des Ge¬
setzes vom 8 . März 1868 mehrere Volksschulen. Die große
Mehrzahl dieser Gemeinden ist im nördlichen Theile des
Großherzogthums (in den vormals pfälzischen Gebieten) ge¬
legen , und eine namhafte Quote derselben gehört zu den
wenig bemittelten . Durch die Vereinigung der Schulen zu
je einer Volksschule für jede der betreffenden Gemeinden
würde im Ganzen vermindert der Aufwand

an Lehrergchalten um . 64,114 M.
„ Wohnungsentschädigung . . . 11,880 „
„ Schulgeld -Aufbesserung . . . 6,167 „

zusammen . . 81,161 M.
Von dieser Gesammtsumme kämen etwa ' /« dm Gemein¬

den , ' s dem Staate zu gut.
Würde von der in tz 24g Ziff. Sb des Entwurfes vor¬

gesehenen Vergünstigung in allen zu einem dcßfallsigcn An-
^ spruch berechtigenden Fällen Gebrauch gemacht, so hätte dies
^ — wegen Anstellung von weiteren 25 Unterlchrern — eine
! Verminderung der vorstehend berechneten Ersparniß um
! 18,061 M. , somit auf 65,100 M . zur Folge .

In den fraglichen 153 Gemeinden bestehen zur Zeit 431
Haupt - und 106 Unterlehrcrstcllen. Nach der Vereinigung
der Schulen wären nach der gesetzlichen Regel (Atz 22 und
111 Abs . 2 des Gesetzes vom 8 . März 1868) nur noch
354 Haupt- , dagegen 117 Unterlehrer erforderlich. Zu letz¬
teren konnten in Folge der Bestimmung tz 24 * Ziff . 2 b
des Entwurfes äußersten Falles noch 25 weitere Untcrlchrer -
stcllen kommen . Hiernach würden 77 Hauptlehierstellen ein-
gehen , dagegen 36 Unterlehrerstellen äußersten Falles neu
errichtet, somit jedenfalls und mindestens 41 Lehrer zur Ver¬
wendung für andere Schulen verfügbar werden.

Die Ersparnisse , welche für die 153 Gemeinden , die
künftig statt mehrerer nur noch eine Volksschule zu unter¬
halten hätten , hinsichtlich des Aufwandes auf Schulhäuser,
Gerätschaften, Unterrichtsmittel , Heizung rc. erzielt würdm,
lassen eine annähernd sichere Schätzung nicht zu , dürften in¬
dessen der Summe der Ersparnisse an Lchrcrgehalten min¬
destens gleichkommen .

V . Als die Gesetze vom 29 . Juli 1864 (über die Auf¬
sichtsbehörden für die Volksschulen) und vom 8. März 1868
die örtliche Aufsicht über die Volksschule , die doch wesentlich
eine Anstalt der Gemeinde ist , nicht der zur Verwaltung
der Gemeindeangelegenhciten berufenen Behörde , dem Ge¬
meinderath übertragen , sondern hiefür in dem Orts Schul¬
rath eine besondere Behörde -. einsctztcn , waren hiebei zweiMomente vorzugsweise maßgebend. Nach der damaligen
Gemeinde-Gesetzgebung könnte der Gemeinderath nur durch
die Gemeindebürgcr und aus diesen gewählt werden . Es
sollten aber auch die nichtbürgcrlichen Ortseinwohner als
Interessenten der Volksschule zur Mitwirkung bei Bestellung
der Schulaufsichts -Behörde berufen werden. Sodann sollte
für die Einrichtung der Schulaufsicht ferner die Betheili¬
gung nur eines oder ' mehrerer Bekenntnisse an der zu be¬
aufsichtigenden Schule bestimmend werden. Das erste Mo¬
ment, die Wahrung der Interessen der nichtbürg rlichen
Ortseinwohner , war vorzugsweise für die größeren Städte
von Bedeutung , hat diese aber gerade hier seit Einführungder Slädteordnung vom 24. Juni 1874 völlig eingebüßt .
Für die der Städteordnung unterstehenden Gemeinden sind
dcßhalb schon durch die Städteordnung selbst ( tz 19 Ziff . 1)
die Amtsbefugniffe des Orts -Schulraths auf den Stadtrath

>

über gen worden. In den übrigen Gemeinden -ist die
Zahl , er nichtbürgerlichen Einwohner im Vergleich zu jener
der ' emeindebürger rncht erheblich , in den meisten Landge¬
meinden sogar fast verschwindend klein , und auch für diese
Gemeinden ist seit 1868 eine Aenderung der Gemeinde-Ge¬
setzgebung insofern cingetrcten , als jetzt die Wahl in den
Gemeinderath nicht mehr von dem Besitz des Gemeinde -
Bürgerrechts abhängig ist. (Schlußsatz des tz 15 der Ge-
meindcordnung .)

Würde nun mit Annvhme der in den Artikeln ! . und
des vorliegenden Entwurfes vorgeschlagenen Bestimmungen
auch das andere Moment in Wegfall kommen , so könnte
füglich , wie in den der Slädteordnung unterstehenden , so
auch in den anderen Gemeinden der Gemeindcrath an die
Stelle des Orts -Schulraths treten .

Wenn auch die durch das Gesetz vom 29 . Juli 1864 ge¬
schaffene Einrichtung der örtlichen Schulaufsicht im Allge¬
meinen sich bewährt hat , so sind doch Mängel derselbendarin zu Tage getreten , daß die dafür eingesetzte besondere
Behörde keine Befugnisse in finanzieller Hinsicht hat und zu
schwerfällig ist , um allen , auch den Keinen Schulinteressenmit der wünschenswcrthen Raschheit zu folgen . Werden die
Funktionell des Orts -Schulraths derjenigen Behörde , wel¬
cher zugleich das Recht der Ausgabendekretur zusteht , dem
Gemcinderath übertragen , so werden bei den regelmäßigen ,in kurzen Zwischenräumen stattfindenden Sitzungen desselben
fast immer auch einige die Volksschule betreffenden Angele¬
genheiten in einfachster Weise ihre Erledigung finden , wäh¬rend erfahrungsgemäß für solche Geschäfte ein besonderes
Zusammentreten des Orts -Schulraths , zumal in vielen
Landgemeinden , bisher ungemein schwer zu erreichen war.
Neben diesen Vortheilen dürfte auch die Vereinfachung des
Behörden - und des Wahlapparates der Gemeinden , welche
durch Beseitigung des besonders zu wählenden Orts -Schul¬
raths erzielt würde, nur wohlthätig empfunden werden.

Die in den Kirchen und Religionsgemeinschaften, als Mit-
intereffenten der Volksschule , sowie den Volksschul-Lehrern
eingcräumte Vertretung bei Ausübung der Schulaufsicht kann
und soll auch bei der vorgeschlagenen neuen Einrichtung auf¬
recht erhalten werden.

Die Befugniß , für die Angelegenheiten der Volksschuleeine besondere Kommission zu bestellen — tz 15 des Ent¬
wurfs , 4>cm tz 19 der Slädteordnung nachgebildet — sollden Gemeinden die Möglichkeit gewähren, die Ausübung der
örtlichen Schulaufsicht den besonderen Verhältnissen und Be¬
dürfnissen der einzelnen Schulgemeinden (Schulvcrbände ) an¬
zupassen , insbesondere dabei — außer den Geistlichen und
Volksschul -Lehrern — auch Persönlichkeiten zu betheiligen,welche dem Gemeinderath nicht angehören, aber zur Mitwir¬
kung bei Beaufsichtigung der Schule im Ganzen , oder ein¬
zelner Unterrichtszwrige , besonders vereigenschaftet sind .

* Karlsruhe, 6 . Dez . 4. öffentliche Sitzung der ErstenKammer unter Vorsitz des Präsidenten Obkircher .
Auf der Regierungsbank : die Ministerialpräsidenten v.Freydorf und Turban und Geh. Rath v . Seyfried .Der Bericht über den Beginn der Sitzung ist in Nr. 287

d. Bl . enthalten .
Kreis- und Hofgerichts -Direktor v . Hillern berichtet imNamen der Kommission über den Entwurf eines Einsüh-

rungsgesetzes zu dem Reichsgcsetz über Beurkundung des
Personenstandes und Eheschließung . Der Bericht spricht zu¬
nächst der Großh . Regierung den Dank der Kommission da¬
für aus , daß sie nicht , wie anderswo geschehen , von
einem Einführungsgesetz Umgang genommen habe . Die Be¬
stimmungen desselben seien theils nothwendig , thcils zweck¬mäßig. Die lautgewordenen Kompetenzbedmken theile die
Kommission nicht. Der Bericht schließt sich mit unwesent¬
lichen redaktionellen Änderungen der von der Zweiten Kam¬
mer votirten Fassung an bis zu tz 2 In , b . Hier heißt esim Entwürfe : „Jede Heirath , die mit Verletzung der hin¬
sichtlich der Offenkundigkeit der Ehe gegebenen Vorschriften
( tz 44 Abs. 1 , tz 52 Abs. 1 des Reichsgesetzes vom 6 . Fe¬bruar 1875 über die Beurkundung hes Personenstandes unddie Eheschließung) geschlossen, und jede Heirath , die nichtvor einem Standesbeamten eingcgangen worden ist , kannvon . . . (hier folgen die Interessenten , dann der Staats¬anwalt und der Kronanwalt) als nichtig angesochten werden. "Die Kommission schlägt folgende Fassung vor : „JedeHeirath , die mit Verletzung der hinsichtlich der Offenkundig¬keit der Ehe gegebenen Vorschriften geschlossen worden ist,kann nach L . -R .-S . 6 ^ von . . . als nichtig angesochten! werden . "

! Das Amendement enthält demnach zwei Aenderungen :l 1) wird an Stelle der im Regierungsentwurfe in Klam-
! mern gesetzten Worte der L .-R .-S . 6 ie gestellt, der dem Rich-
. ter ermöglicht, auf die Größe der stattgcfundenen Formver-! letzringen Rücksicht zu nehmen , und
^ 2) wird der Passus über Anfechtbarkeit der nicht vor
! Standesbeamten geschlossenen Ehen ganz gestrichen.Zu den weiteren Paragraphen schlägt die Kommissionkeine Aenderungen vor, sondern schließt sich dem Votum der

Zweiten Kammer an.
Zu § 12 jedoch spricht die Kommission die Ucbcrzeugungaus, daß derselbe vollkommen dem geltenden Rechte , d . h. dem

französischen entspreche , ja insofern eine Mildemng desselbenenthalte, als dieses in der Eintragung des Namens der un¬
ehelichen Mutter nicht einmal den Anfang eines Beweises
sehe, während Absatz 2 des tz 12 des Regierungsentwurfes



um sol chen zugibt . Der Absatz 1 entspreche aber auch dem
wahren Werth einer solchen, durch dritte Personen veranlaß -
ten Anzeige , der eine absolute Beweiskraft nicht zugestanden
werden könne . Die Kommission ist ferner der Ansicht , daß
§ 12 des Entwurfs sich in keinem Widerspruche mit dem
Reichsgesctze befinde . Wenn 8 15 des Reichsgcsetzes be¬
stimme , daß die Standcsregister die Thatsachen , zu deren
Beurkundung sie bestimmt und welche in ihnen eingetragen
sind , bis zum Nachweis der Fälschung beweise, so gehöre
die Eintragung des Namens der unehelichen Mutter eben
nicht zu diesen Thatsachen . Nr . 5 des 8 22 des Reichs¬
gesetzes, wonach die Personalien der Eltern in das Geburts¬
register eingetragen werden sollen , beziehe sich nur aus ehe¬
liche^ Eltern , da bei unehelichen Geburten die Eintragung der
beiden Eltern , also des Vaters und der Mutter , nirgends
in Deutschland verlangt werde . Die Frage sei vielmehr den
verschiedenen Landesrechten überlassen und nach badischem
Rechte entständen durch die bloße Thatsachc der Geburt für
die Mutter weder weitere Rechte noch Pflichten . Nach fran¬
zösischem, also auch badischem Recht habe das uneheliche
Kind keinen Familienstand und der Geburtsschein habe auch
nicht die Aufgabe , einen Familienstand zu begründen , son¬
dern nur den bestehenden zu beurkunden .

Der Z 18 des Reichsgesetzes , welcher die Anzeigepflicht der
Mutter staluirt , stehe Dem nicht entgegen , da diese Anzeige -
Pflicht nur subsidiär und auf die Anzeige der Geburt, nicht
der Abstammung beschränkt sei. Bisher sei die freiwillige
Anzeige der Mutter als Anerkennung der Abstammung be¬
trachtet worden ; wolle man erstere zur Pflicht machen , so
müß : e die Anerlennung durch einen besonderen Akt vor Ge¬
richt oder einem Notar erfolgen . Daß die Anerkennung der
Mutter vom Reichsgesctz nicht zur Pflicht gemacht werden
wolle , gehe daraus hervor , daß aus Rücksicht auf das rheini¬
sche Recht aus 8 25 , der von der Anerkennung handelt , die
Worte „ von Seite des Vaters " gestrichen worden seien .
Trotz dieser Anschauung glaube jedoch die Kommission dem
Strich des Absatz 1 zustnnmcn zu können , da die Gerichte ,
welchen durch diffen Strich die Entscheidung zufalle , ohnehin
zweifellos im Sinne des Absatz 1 entscheiden würden . Der
Aufrechihaltung des Absatz 2 , der eigentlich nur eine Konse¬
quenz des Absatz 1 sei, stimme die Kommission unbedingt
zu . Dagegen halte sie die von der Zweiten Kammer be¬
schlossene Resolution für unzulässig , da nach badischem Rechte
die amtliche Nachforschung nach der unehelichen Mutter nicht
gestattet sei. Auch sei die Resolution im Widerspruch mit
§ 26 und 21 des Reichsgesetzes , welcher nur im Zweifel
über die Richtigkeit gemachter Anzeigen , nicht aber da , wo
gar keine erfolgt sei , zur Nachforschung berechtige .

Im Uebrigen wird das Gesetz , wie es aus der Zweiten
Kammer hervorgegangen , befürwortet .

Zur Generaldiskussion nimmt Niemand das Wort . Bei
der Specialdebatte spricht Professor Behaghel seine Befrie¬
digung über die zu Z 2 ln . k vorgeschlagenen Aendcrungen
aus . Alle nicht vor einem Standesbeamten geschlossenen
Ehen , also die vor irgend einem anderen Staatsbeamten ,
Kirchendiener , Privatmann geschlossenen , sowie die sog . Ge¬
wissensehen seien absolut , ip >n jure -, ungiltig . Nach der Fas¬
sung des Entwurfs bestünden sie aber , insolange sic nicht an -
gefochten würden , seien also nicht tun ^, sondern bloß «x
nu a nichtig . Und doch werde es Niemanden einfallen , eine
Person , welche, nachdem sie in einer solchen Ehe gelebt , eine
andere eingehe , wegen Bigamie anzuklagen . Wenn man die
« egen Formvcrletzung anfechtbaren Ehen unter eine Be¬
stimmung mit den nicht vor einem Standesbeamten abge¬
schlossenen , von Anfang an nichtigen zusammenfasse , so er¬
wecke man die Idee , daß auch erstere den Mangel der Nich¬
tigkeit von Anfang an an sich tragen .

Ministerialpräsidknt v . Freydorf erwidert den Dank
der Kommission für Einbringung des Gesetzes mit dem Dank
für die rasche Behandlung des Entwurfs . Zu H 2 >i>. k
übergehend betont Redner , daß der KommissionSvorschlag
nicht 2 , sondern 3 Aendcrungen enthalte , von denen die
dritte nicht die geringste . Die im Entwürfe eingcklammerten
Worte seien lediglich eine Erläuterung , ein Hinweis auf die
nunmehr einzigen Erfordernisse der Offenkundigkeit einer Ehe ,
sie bestimmten aber nicht , daß bei einem Verstoß gegen sic
die 'Nichtigkeit ausgesprochen , sondern nur , daß die Ehe an -
gefochten werden müsse . Für die endliche Entscheidung über
die Giltigkeit aber sei der L .-R .S 6 k maßgebend , der über
Z 2 ln . b des Einführungsgesetzes stehe, und diese Entschei¬
dung werde , wie bisher , im Zweifel zu Gunsten der Giltig¬
keit aussallen . Man habe hiefür in 8 1001 des Landrechts
ein Analogon , wo bezüglich Nichtbeachtung der Testaments -
formcn viel entschiedenere Bestimmungen getroffen wurden .
Gleichwohl würden Testamente , bei welchen die Form un¬
wesentlich verletzt sei , zwar angefochtcn aber nicht kassirt .
Der Regicrungsentwurs lasse den Richtern auch die volle
Freiheit , angefochtene Ehen ex „ uno oder ex tmio für un¬
giltig zu erklären .

Was den zweiten Punkt des Kommissisnsantrags betreffe ,
so bicre die Praxis keine Beispiele , wo gänzlich Unberufene
eine Eheschließung Vornahmen . In französischen Romanen
und Lustspielen komme es wohl vor , daß der Marquis sei¬
nen Kammerdiener in eine Kapuzinerkutte stecke und durch
diese Täuschung eine Scheinehe zu Stande bringe , in der
Wirklichkeit aber könne bezüglich des Standesbeamten , den
die Betheiligten und Zeugen kennen , keine so grobe Täuschung
Vorkommen , vielmehr handle es sich dabei meist um eine
Person , die zwar sonst , aber nicht im specicllen Fall , zu
Trauungen berechtigt ist . In Baden sei übrigens seit Ein¬
führung des französischen Rechts ein solcher Fall noch nicht
vorgekommen .

Die dritte Aendenmg besteht darin , daß mit Streichung
des betreffenden Passus auch das im Entwurf ausgestellte
Klagerrcht in den einschlägigen Fällen in Wegsall komme.
Es sei eine Inkonsequenz , bei bloßen Formverlctzungen dem
Staatsanwalt rc . ein Klagercchr zu verleihen , bei der abso¬
luten Nichtigkeit aber , an deren Konstatirung der Staat ein

ungleich größeres Recht habe , eine Berechtigung zur Klage
nicht zu verleihen . Man gehe dabei auch von dem bisher
bestehenden Rechte ab , an das sich der Regicrungsentwurs
anlchne .

Geh . Rath .Rkuaud beklagt die Eile , mit der das Ge¬
setz berathen werden muß , und sieht die Schuld darin , daß
alle Gesetzentwürfe zuerst an die Zweite Kammer gehen . Be¬
züglich des ersten Punktes des Kommissionsantrages ist Red¬
ner ebenfalls der Ansicht , daß nach dem Regicrungsentwurs
dem Richter ein Zurückgehen aus den L .-R . - S . 6 K nicht ge¬
stattet sei . Der von dem Hrn . Präsidenten des Justizmi¬
nisteriums citirte 8 1001 des Landrechls beziehe sich nur aus
Formen , die durch das Landrecht festgesetzt seien, und ihre
Verletzung bedinge auch die Nichtigkeit der betreffenden letzt-
willigen Verfügung . Bezüglich der zweiten Aenderung ist
Redner mit Pros . Behaghel der Ansicht , daß nach dem Re¬
gierungsentwurf Ehen , die nicht vor einem Standesbeamten
abgeschlossen seien , Giltigkeit bis zur Anfechtung haben . Eine
Klage auf Nichtigkeit einer solcher Ehe hält Redner nicht für
nöthig . Es sei eben gar keine Ehe und darum könne es
auch keine Klage auf Nichtigkeitserklärung geben .

Frhr . v . Marsch all : Durch den Regierungsentwurf ist
es zum Mindesten in Zweifel gelassen , ob nicht bei einer
Verletzung der in ß 44 , Abs . 1, und Z 52 , Abs . 1, gegebe¬
nen Vorschriften über Offenkundigkeit der Ehe unbedingt die
Ungiltigkeit hervorgerufcn wird , und der Richter wird da¬
durch zu der strengeren Auffassung gedrängt . Das Gesetz
muß aber klar und unzweideutig aussprechen , daß die Ent¬
scheidung nach L .- R .- S . 6 k erfolgt .

sä 2 gebe ich zwar zu , daß ein solcher Fall in Baden
noch nicht vorgekommen ist , bin jedoch auch der Ansicht , daß
nach dem Regierungsentwurf eine solche Ehe bis zu ihrer
Anfechtung wirksam sein müßte und , wenn die beiden Theile
ixm » 6 <i ^ wären , etwaige Kinder als eheliche anerkannt wer¬
den könnten .

Darin , daß bei einer nicht vor einem Standesbeamten
geschlossenen Ehe keine Berechtigung zur Nichtigkeitsklage sta -
tuirt Wird , vermag ich keine Inkonsequenz zu sehen . Der
Staatsanwalt kann nur auf Nichtigkeitserklärung einer Ehe
klagen , wenn wirklich etwas einer Ehe Achnliches vorhan¬
den ist . Wo aber gar nichts ist, da hat auch der Staats¬
anwalt sein Recht verloren .

Ministcrialpräsident v . Freydorf : Dem Vorwurf , den
mir Hr . Geh . Rath Renaud macht , wäre die Regierung
auch nicht entgangen , wenn sic das Gesetz der Ersten Kam¬
mer zuerst vorgelcgt hätte . Aus die Klagen über die kurze
Zeit kann ich nur , wie schon in der Zweiten Kammer , er¬
widern , daß das Reichsgesctz längst bekannt ist und die Be¬
stimmungen des Einführungsgesetzes theils dem bisherigen
Recht entnommen , theils einfache Konsequenzen des Rcichs -
gesetzes sind . Wenn Geh . Rath Renaud sagt , nach dem
Entwurf müsse jede Ehe , bei deren Schließung eine Form
verletzt sei, für nichtig erklärt werden , so steht dem die That -
sache entgegen , daß nach den bisherigen, ' ganz ähnlichen Be¬
stimmungen dies keineswegs der Fall war . Was die Nich¬
tigkeit der von einem Unberufenen geschlossenen Ehe anbe¬
langt , so war sie von der Theorie schon längst anerkannt ,
und doch hielt man , der Ansicht des Vertreters der Univer¬
sität Heidelberg entgegen , den betreffenden Passus für nöthig .
Es handelt sich eben nicht immer bloß um die Erklärung
der Nichtigkeit , sondern um die mannigfachsten Vermögens¬
rechte der Angehörigen , Rechte der Kinder u . s. w ., für wel¬
che eine Klage gegeben sein müsse . Mir ist ein Fall einer
solchen Ehe aus dem Gebiete des französischen Rechtes er¬
innerlich . Die Sängerin Malibran sah sich in ihrer ersten ,
in Amerika cingegangenen Eye getäuscht und wünschte eine
andere einzugehcn , was ihr auch gelang , da der die
Ehe schließende Standesbeamte , der französische Konsul ,
keine Befugniß gehabt hatte . Die Konsuln können zwar
sonst Ehen zwischen ihren Staatsangehörigen abschließen ,
es stellte sich jedoch heraus , daß die Malibran , die Toch¬
ter eines Spaniers , durch ihre zufällige Geburt in Paris
die französische Staatsangehörigkeit nicht erworben , Hr . Ma¬
libran aber sic durch Naturalisation in Amerika verloren
hatte , und so wurde die Ehe . x tune für nichtig erklärt .
Ich kann zwar nicht alle Details verbürgen , doch spricht der
Fall für die Nolhwendigkeit eines Klagercchts . Frhr . von
Marschall macht cs sich sehr leicht, wenn er sagt , der Staats ?
anwalt habe kein Recht zum Einschreiten . Der Staat hat
eben ein unläugbares Interesse an der Auflösung eines sol¬
chen Verhältnisses , das ja auch ein offenkundiges Konkubinat
sein kann , und zwar ein größeres Interesse als bei einer mit
bloßen Formfehlern geschlossenen Ehe .

Geh . Rath Renaud meint , durch die Verhandlungen der
beiden Häuser des Landtags werde zur Genüge bewiesen , daß
das Gesetz nicht so einfach sei , wie der Hr . Präsident des
Justizministeriums meine , und bleibt im Uebrigen bei seinen
Ausführungen .

Professor Behaghel betont , daß durch den Z 2 In . K
Veränderungen in dem bestehenden Recht hervorgerufcn wür¬
den , indem die Bestimmungen des L. - R . -S . 6 K. den 88 44
Abs . 1 und 52 Abs . 1 des Reichsgcsetzes weichen müßten .
Auch sei in Baden (Bonndorf ) schon ein Fall der Nichtig¬
keitserklärung vorgekommen , weil ein Protestant sich durch
einen nicht zuständigen benachbarten Geistlichen habe trauen
lassen .

Frhr . v . Marsch all : Wenn Rechte aus einer nichtigen
Ehe abgeleitet werden , so hat der andere Thcil selbstve,stünd¬
lich ein Klagerecht . Einer besonderen Nichtigkeitsklage aber
beoars es nicht , auch nicht im Interesse der öffentlichen Sitt¬
lichkeit , da für diesen Fall das Po izeigesetz die Mittel an
die Hand gibt , ein anstößiges Zusammenleben aufzuhcben .

Miuisterialpräsident v . Freydorf : Ich beschränke mich
auf den Wortlaut des Rcgierungsentwurfs , aus dem
>ben klar hervorgeht , daß die Offenkundigkeit der Eheschlie¬
ßung verletzt sein muß , wenn eme Aufcchibarkeit begründet
icin soll . In Bezug aus die nicht vor einem Standesbeam¬
ten geschlossenen Ehen behaupte ich nicht , daß jedesmal eine

Nichtigkeitsklage angestellt werden muß , bin aber überzeugt
daß sie ;n den meisten Fällen augestellt werden wird . Mg »
kann eben nicht warten , bis Privatintercsscn zu einer Klau -
führen . Wenn nach Vorschlag des Frhrn . v . Marschall die
Polizei einschreitet , so werden die Leute sich darauf berufen
daß sic in einer Ehe leben , und das wird zur Folge haben

'

daß die Schöffengerichte über die Giltigkeit einer Ehe z»
entscheiden haben , was gewiß in Niemands Absicht liegt
Doch kann ich am Ende auch Ihre Fassung annehmen , h,in den 10 — 15 Jahren , während welcher bis zur neuen Co-
dificirung des Civilrechts dieses Gesetz gelten wird , nach de,
bisher gemachten Erfahrungen keine besonders störenden Miß¬
stände durch dasselbe hcrvorgerufen werden .

Berichterstatter v . Hillern resumirt die gegen den Rx,
gierungsentwurf erhobenen Bedenken und empfiehlt den Kom¬
missionsantrag .

Mmisterialpräsident v . Freydors hebt hervor , daß nach
Z 36 durch das Reichsgesctz gar keine Bestimmungen über
die rechtlichen Folgen einer mit einer Formverletzung (U28 — 35 ) geschlossenen Ehe getroffen werden wollen .

! Bei der Abstimmung wird der Kommissionsantrag einstim¬
mig angenommen .

Zu 8 9 des Rcgierungsentwurfs beantragt Professor Be¬
haghel einen Zusatz .

'
8 73 des Reichsgesetzes bestimme,

daß Denen , welche bisher Zeugnisse aus dem Standesregister
'

ertheilen konnten , diese Befugniß verbleiben soll . Es waren
dies bei uns vor 1810 die Pfarrer , von 1810 — 70 erst die

^ Bezirksämter , jetzt die Notare , und die Geistlichen seien nur
i in Ausnahmefällen und mit Genehmigung der Amtsgerichte

dazu befugt . Daß es hiebei sein Verbleiben hat , sollte i«
Gesetze deutlich ausgesprochen werden . Weiter beziehe sich
8 16 des Reichsgesetzes nur auf die Zukunft , es müßten

i aber auch bezüglich der bisherigen Bewahrer der Standes -
> register gesetzliche Bestimmungen getroffen werden . Redner
; stellt daher den Antrag , den Paragraphen des Regierungs -

entwurfs aufrecht zu erhalten , aber folgenden 2 . Absatz bei-
! zusügcn :

„ Die Verpflichtung , die Standesregister Jedermann zur
Einsicht vorzulegen , sowie beglaubigte Auszüge aus den -

l selben zu ertheilen (8 16 des Reichsgcsetzes vom 6 . Februar
i 1875 über die Beurkundung des Personenstandes und die
! Eheschließung ) , besteht auch für die Bewahrer der Standes -
i bücher und Kirchenbücher , welche bis zum 1 . Februar 1876
l geführt worden sind .

Jedoch können über Thatsachen des bürgerlichen Standes ,
i welche sich seit dem 1 . Januar 1810 ereigneten , von Gcist -
i lichen beweiskräftige Auszüge oder Zeugnisse nur in Aus -
i nahmefällen mit Genehmigung des Amtsgerichts ertheilt
! werden . "
! Mmisterialpräsident v . Freydorf : Der Antrag ist zum
! Theil unnöthig , da 8 16 des Reichsgesetzes ganz allgemein

von Standesregistern und nicht bwß von denen der Zu¬
kunst spricht . Der erste Theil des Zusatzes würde aber auch

- dem Reichsgesctz widersprechen , welches eben über die Be¬
stimmungen des 8 24 unseres Landrechts hinausgeht , die

i betreffenden Befugnisse erweitert und die Genehmigung der
! Amtsgerichte nicht mehr für nöthig hält .
! Präsident des Verwaltungs -Gerichtshofs Renck legt den
^

8 73 des Reichsgesetzes so aus , daß die Geistlichen das
Recht zur Errheilung von Zeugnissen aus den Standes¬
büchern nicht mehr haben sollen . Auch lasse die ganze
Oekonomie des Reichsgesctzcs annehmen , daß 8 16 nur von
den Standcsregistcrn der Zukunft spreche.

Prälat Holtzmann nimmt seine Standesgenossen gegen
eine Bedrohung in Schutz , welche in dem Verbot der Zeug -
nißertheilung liege . Es kämen viele Leute zu den Geist¬
lichen , die bei historischen Nachforschungen oder aus persön¬
lichen Gelinden Auszüge aus den Standesbüchern wünschten.
Man solle solche Zeugnisse nicht verbieten , sondern nur etwa

! ihre Beweiskraft einschränken .
! Mmisterialpräsident v . Freydors : Die Ansicht , daß die
'

bisherigen Standesregister von dem 8 16 nicht betroffen
' würden , enthält den Vorwurf einer ganz außerordentlichen Kurz¬

sichtigkeit gegen die Reichs -Gesetzgebung . Der Wortlaut des
8 16 begründet auch keineswegs diese Ansicht . Auch 8 73
genügt ; er bestimmt einfach : wer früher die Befugniß zur

l Zeugnißertheilunng gehabt hat , der behält sie auch jetzt.
! Kreis - und Hosgerichts -Präsident Hildebrandt stellt den
! von Geh . Rath Renaud unterstützten Antrag , den Zusatz

zur Bcrathung an die Kommission zu verweisen , was auch
geschieht.

! Die Sitzung wird hier , 2 Uhr Nachmittags , unterbrochen
! und um 4 Uhr wieder ausgenommen .

Nach Wiedereintritt der Kommission erklärt Berichterstat¬
ter v . Hillern , die Kommission halte den ersten Theil des

Zusatzes für übeiflüssig und unzulässig . Bezüglich des zwei¬
ten Theilcs sei es zweifelhaft , ob die Reichs -Gesetzgebung die

! Beschl änkung gewollt habe , was die Derailkenntniß der
Lanbes -Gesctzgebung zur Voraussetzung haben müßte . Zudem
sei bei Abfassung des Reichsgcsetzes der Wunsch , das Ein¬
kommen der Geistlichen nicht zu schmälern , in ' s Gewicht ge¬
fallen , was die Absicht jener Beschl änkung noch unwahrschein¬
licher mache . Wo aber ein Zweifel über die Auslegung des

Reichgcsetzes bestehe , müsse die Landes - Gesetzgebunz sich der

Entscheidung enthalten , da sie nicht zur authentischen Inter¬
pretation berufen sei.

Die Kommission beantragt daher Ablehnung .
Professor Behagffel vermißt die Deduktion über die

Unveieinbarkeit seines Antrags mit ß 73 des Reichsgesche -

Da bei diesen Bestimmungen die Rücksicht aus das 1- m-

kommen der Geistl chen in Betracht komme , könne es sich
! doch nicht darum handeln , ihnen weitere Befugnisse zu ec -

^ theilen , als sie bisher besessen haben . Das geschehe a c

durch den Entwurf . Wenn man zu der Uebcrzeugung komme,

! daß bei der Abfassung eines Gesetzes etwas Nothwcndlgcs

übersehen worden sei, so müsse man sich eben entschließen , a

l noch rechtzeitig gut zu machen . Die Bestimmungen de

8 24 des Landrechts würden sich übrigens praktisch auq



geltend machen, wenn der Entwurf angenommen wird.
Mnisterialpräsident v . Freydorf : Ich schließe mich dem

zwtrage der Kommission an. Nach dem Reichsgesetze sollen
He früheren Standesbeamten die Befugnisse behalten , die sie
bisher hatten , und zwar nicht die Befugnisse , welche ihnen
a<mz vorübergehend in Baden, sodern diejenigen , welche ihnen
bisher in dem überwiegend größeren Theile Deutschlands
und bis zum Jahre 1869 auch in Baden zustonden . Die
Funktionen, welche man den katholischen Geistlichen in Bayern
und Wcstphalcn überläßt , kann man beruhigt auch unseren
bisherigen Standesbeamten zugestehen . Aber auch abgesehen
von dieser Anschauung bleibe , wie der Kommissionsbericht
richtig bemerkt , immerhin ein Zweifel über die Auslegung
des Reichsgesetzes , und diesen zu entscheiden ist nicht Sache
des Landesgesetzgebung .

Das Haus lehnt den Anträg Professor Behaghels ab.
Zu ß 12 des Einführungsgesetzes erklärt sich Ministerial -

präsident v . Frey darf mit dem Kommissionsbericht ein¬
verstanden. Die Regierung habe in den Strich des Ab¬
satz 1 gewilligt, weil sie die Ucberzeugung habe , ihre An¬
schauung werde durch die Gerichte zur Geltung kommen .
Die Erhaltung des Absatz 2 sei unangefochten . Bezüglich
der von der Zweiten Kammer gefaßten Resolution glaube
Redner nicht, daß sic dem Reichsgcsetz widerspreche. Die
von der Regierung an die Standesbeamten zu erlassende
Resolution werde nicht dem Wortlaut der Resolution folgen,
sondern nur Recherchen nach der Mutter anordnen , die j«,
nn Gegensatz zum Forschen nach dem Vater , nicht verboten
seim.

Frhr. v . Marschall : Will man sich bloß um der Iden¬
tität des Kindes Willen des Namens der Mutter versichern,
so habe ich dagegen Nichts einzuwenden; aber eine Klage
auf die Mutterschaft anzubahnen , eine Untersuchung über die
Abstammung einzuleiten, die Mutter durch Nachforschungen
zur Nennung ihres Namens zu zwingen, das ist nicht Sache
des Standesbeamten . Die durch unser Civilrecht allerdings
gestattete Nachforschung ist etwas ganz Anderes, als wenn
man den Standesbeamten ox » tlici» Recherchen anstellen
läßt . Der Widerspruch mit dem Reichgesetz ist nur schein¬
bar, da Nr. 5 des 8 22 sich nur auf eheliche Geburten be¬
ziehen kann und bei unehelichen Geburten das bestehende
Landesgesetz eintritt. Unser Civilrecht nun läßt bei einer
unehelichen Geburt nur die Thatsache der Geburt, sonst kein
Recht und keine Pflicht gelten . Ich hatte daher auch die
Absicht, die Wiederherstellung zu beantragen, habe jedoch im
Anschluß an die Anschauungen der Regierung Abstand ge¬
nommen. Zum Schluß noch die Bemeikung, daß ein Ein-
führungsgesctz zu einem Reichsgesetz nicht der Platz ist , um
etwaige Härten der Landesgesetzgebung zu mildern.

Geh . Rath Renaud : Der Abs . 1 des Regierungsent¬
wurfs entspricht vollkommen den allgemeinen Erfordernissen
des Rechts Eine Urkunde kann nur Das beweisen , was
der Ausstellende selbst unmittelbar wahrgenommen, also hier
die Thatsache der Anzeige des Namens der Mutter durch
dritte Personen , nicht die Abstammung. An einen Wider¬
spruch mit tz 15 des Reichsgesetzcs glaube ich nicht .

Die Resolution der Zweiten Kammer ist unvereinbar mit
8 21 des Reichsgesetzes , welcher Recherchen nur gestattet
beim Zweifel an der Richtigkeit gemachter Anzeigen. Ein
solcher Zweifel kann aber nicht bestehen , wo gar keine An¬
zeige gemacht ist. Man könnte die Resolution vielleicht als
eine Ergänzung des Reichsgesetzes ansehen , in Wirklichkeit
aber bezweckt sie eine Verrückung der Befugnisse der Stan¬
desbeamten . Die Nachforschung -x ollici « ist aber auch
noch aus anderen Gründen unzulässig. Bei einem im Ehe¬
brüche erzeugten Kinde z . B . ist es doch sicher nicht Sache
des Standesbeamten , die Mutter ausfindig zu machen.

Berichterstatter v . Hill ern schließt sich dieser Ansicht an.
Da kein Antrag auf Abänderung oder eine Gcgenresolution

vorliegt, so wird 8 12 in der Fassung der Zweiten Kammer
angenommen . Ebenso die folgenden bis zum Schluß . Nur
bei 8 22 beantragt Prälat Holtzmann statt des Aus¬
drucks „Trauung " „Eheschließung " vor , einigt sich
aber nach einer Debatte, woran sich Ministerialpräsident
v. Freydorf , Direktor v . Hillern , Professor Be -
Haghel , Geh . Rath Renaud und Präsident Renck be-
theilig.n, mit dem Vertreter der Regierung auf die Fassung
„Vornahme der Eheschließung " , womit das Haus sich ein¬
verstanden erklärt. Bei 8 23 wird eine unwesentliche , aber
nothwendige Redaktionsänderung vorgenommen und dann
der ganze Entwurf nach dem Ergebnisse der Specialdcbatte
vvtirt.
RMalsch berichtet über den mit der Braun'

schen Hofbuch -

, druckerei geschlossenen Vertrag über die Drucksachen der Ersten
> Kammer . Der Vertrag enthält keine Abänderung gegen frü¬

her als die Umrechnung in Reichswährung, und wird cin-
^ stimmig angenommen.

Frhr . v Mar sch all beantragt als Vorstand der Biblio-
^ thekkommissivn , dem Oberbibliothckar " r. Brambach den
I Dank des Hauses für seine Verdienste um die Bibliothek des¬

selben auszusprcchen , wie dies von der Zweiten Kammer
schon geschehen. Der Antrag findet einstimmige Annahme.

Geh . Rath Renaud beantragt , das Haus möge die Re¬
gierung ersuchen, daß, wie früher, der Kammer ein Referen¬
da zur Redaktion des Protokolls bezw . Berichterstattung für

! die „ Karlsruher Zeitung " zur Verfügung gestellt werde .
Der Antrag wird angenommen .

! Auf Antrag des Frhrn. v . Marsch all beschließt die
Kammer , den Kommissionsbericht über das Einführungsgcsetz
zum Reichsgcsetz über Beurkundung des Personenstandes u .
s. w . drucken zu lassen .

Hieraus werden die vorliegenden Gegenstände an
die Kommissionen vertheilt. Das Gesetz über die Richter -
besoldungezr wird der Budgetkommission überwiesen , die Vor¬
lage über Ausbau des Landstraßen -Netzes der Kommission
für Eisenbahn- und Straßenbau .

Für das Schulgesetz wird eine Kommission von 7 Mit¬
gliedern gewählt. Es sind dies : Se. Großh . Hoheit Prinz
Wilhelm von Baden , Frhr. v . Rüdt , Professor Be -
haghel , Präsident Renck , Geh . Rath Renaud , Präsident
Hildebrandt und Frhr. v . Bodmann .

In die Kommission für die Steuergesetze werden gewählt :
Se . Großh . Hoheit Prinz Karl von Baden , Frhr . v.
Göler , Geh . Rath Muth , Frhr . v . Rüdt , Dcnnig ,
Malsch und Hummel ;

in die Kommission für den Gesetzentwurf über Benützung
und Instandhaltung der Gewässer : Frhr . v . Bodmann ,
Frhr. v . Marschall, Frhr. Ludwig v . Gemmingen , Geh.
Rath Renaud , Direktor v . Hillern , Professor Behaghel
und Präsident Renck;

in die Kommission für Organisation der Oberrechnnngs-
kammer : Fürst zu Löwen stein , Frhr . v . Gayling , Frhr.
v . Göler , Frhr . v . Rüdt , Geh . Rath Renaud , Den-
nig und Präsident Hildebrandt ;

in die Kommission für das Gesetz über Erhöhung des
s Einkommens der Geistlichen : Prälat Holtzmann , Graf
i Helmstadt , Professor Behaghel , Präsident Renck und
! Malsch ;
- in die Kommission für die Gesetzentwürfe über Pensionen
! der Wiltwcn von Militärpersonen, über die Bezüge der Be-
^ amtenwittwen und über Pensions - und Dienstverhältnisse der

niederen Angestellten : Sc . Großh . Hoheit Prinz Wilhelm
von Baden , Frhr. v . Marschall , Direktor v . Hillern ,
Geh Rath Muth und Hummel .

Die Petitionskommission wird auf Antrag ihres Vor¬
standes, Präsident Renck, um 2 Mitglieder verstärkt. In
dieselbe treten : Graf Helmstadt und Freiherr v . Mar¬
schall.

Schließlich wird auf Antrag Sr . Königl. Hoheit des
Prinzen Wilhelm von Baden der Druck des von Frhrn .
Ludwig v . Gemmingen erstatteten Berichts der Kommssion
für Eisenbahnen und Straßen beschlossen.

Wann die nächste Sitzung stattfinden wird , hängt von
den Beschlüssen der Zweiten Kammer ab . Machen diese
eine sofortige Sitzung nicht nöthig , so wird das Haus ver -
muthlich seine Berathungen erst Ende Januar 1876 wie¬
der aufnehmen .

Badische Chronik .

tz. Heidelberg , 5. Dez . Die Reihe der akademischen
MuseumSvorträge wurde gestern von dem Nachfolger deS
verstorbenen Kirchenrath Hitzig , Herrn P ofefsor Merx , mit einem
Vortrage über den „ Cid der Poesie und Geschichte" eröffnet. Das
zahlreiche , sonst ganz vorwiegend a«S Damen zusammengesetzte Pu¬
blikum, welches den weiten Raum des großen Museumssaales füllte,
war mehr als gewöhnlich mit männlichen Zuhörern untermischt, welche
diese Gelegenheit benützten, das genannte neue Mitglied unserer Uni¬
versität sprechen zu hören , ein Wunsch , der jedoch wcht für alle An-
wesenden in dem gehofften Maße in Erfüllung ging , da der Vortrag
i« Hinteren Theile des Saales nur unvollständig gehört wurde , sei
es nun , daß die Akustik des « mgebauten Saales zu wünschen übrig
läßt , oder die aufgewendeten Stimmmittel ungenügend waren . Der
nächste Vortrag wird diesen Zweifel lösen . Der Herr Redner begann
mit einer Betrachtung der Herder'schen Bearbeitung des Cid , deren
Erscheinen von der Kritik in so verschiedener Weise ausgenommen

^ wurde . Aus der einen Seite schon um deS Verfassers Namen willen
bewundert und der spanischen Eigenart des Inhaltes wegen gepriesen,
« nrde auf der anderen Herder im Gegentheil beschuldigt , bei der

! Uebertragung den spanischen Charakter der Dichtung vernachlässigt
! und Situationen und Handlungen geschaffen zu haben , welche eiu

specifisch deutsches Gepräge tragen , auf spanischem Boden aber einfach
unmögtich seien . Wie unrichtig gerade diese Behauptung gewesen
stellte sich später evident heraus , als bekannt wurde , daß an Herder'S
Cid nur der kleinste Theil Herder'S eigene Arbeit, der größere vielmehr
eine nicht einmal fehlerfreie Uebersctzung einer französischen Bearbei¬

tung der Cidromanzen gewesen ist , welche einige Deccnnien früher
vjin einem nicht näher ermittelten Autor herausgegeben war . An
dem in großen Zügen wiedergegebenen Inhalt und Entwicklungsgang
deS Herder' schen Cid wird nun gezeigt , daß derselbe als bedeutende

dichterische Schöpfung nicht gelten kann , weil einmal die Haupt¬
bedingung , der Conslict , fehlt und auch die Zeichnung der Charaktere
eine mangelhafte , an inneren psychologischen Widersprüchen leidende
ist. Auch die Vermählung deS Cid mit der Tochter des von ihm
erschlagenen Feindes erscheint darin nicht genügend motivirl und darum
schwer begreiflich. Dem Herder'schen Werke gewissermaßen gegenüber
stellt nun der Redner die ursprünglichen spanischen Cidromanzen ^
deren Held sich zu dem in Herder'S Dichtung verhält, wie ein Recke

zu einer Puppe . Schon zu Lebzeiten Cid 's bemächtigte sich die VolkS-

poesie seiner Person , welche ihre Popularität dem Umstand verdankt,
daß der gefeierte Nationalheld , sowohl gegen seinen königlichen Vetter
und Herrn , dem er unbequem war , als auch gegen die übrigen Gran¬
den welche in ihm den überlegenen Nebenbuhler fürchteten und haßte«,
in Fehde lag und dabei mit dem gemeinen Volke in einer gewissen
leutseligen Weise zu verkehren verstand. Der außerorden tliche Anklang,
welchen jene Bolks -Cidromanzen in Spanien fanden , veranlaßte als¬
bald eine Menge von Bearbeitungen derselben durch Angehörige der
verschiedensten Ideen - und Jnteressenkreise. Die Gelehrten schufen
Cidromanzen , deren dem historischen Cid mehr wahrheitsgetreu an¬
gepaßter Inhalt sich in die nachgeahmte Form urwüchsiger VolkS-

romanzen kleidete , während die Dichter jener Zeiten den Stoff in
ihrer und ihrer Zeiten Weise episch und dramatisch gestalteten. Wie
konnte unter solchen Umständen die Geistlichkeit müssig zusehen ?
Ihrem thätigen Eingreifen verdankte das vierte Genre der zahllosen
Cidromanzen sein Entstehen. Daß diese letztere Gattung vo n Romanz -

cyklrn mit BekehrungsgeschichtenUngläubiger, wie mit Erzählungen
^ von reichen Schenkungen und Vermächtnissen für kir chliche Anstalten
i reichlich gespickt waren , ist ebenso selbstverständlich , wie sich die starke
j Verbreitung derselben aus der Thatsache erklärt , daß eben die Kirche

volkschümlich und das Volk kirchlich war . Citate aus diesen nach
Entstehung und Art verschiedenen Romanzen dienten zur Jllustrirung
des Gesagten.

Schließlich entrollte der Redner vor seinen Zuhörern das wahre Bild
des Cid , wie ihn uns die Geschichte kennen lehrt, als das eine« ehr¬
geizigen Feldherrn und Politikers, von dessen im Lied gerühmter un¬
eigennütziger Vasallentreue wenig zu finden ist, der zwar zum große«
Theil durch außerordentliche persönliche Tapferkeit zum unumschränkte»
Herrscher über Stadt und Land sich aufschwingt , zu diesem Zweck aber
auch Lug , Trug und Grausamkeit nicht verschmäht , so wenig als ih»

! religiöse Bedenken .irgend welcher Art an Verfolgung seine - Ziele-
hindern , wie wir ihn denn in der That bald gegen die Mauren , bald
an deren Seite gegen die Christen kämpfen sehen.

Noch « nrde besonder- hervorgehoben, wie außerordentlich schön und
vollständig sich an der Cidsage der Weg verfolgen läßt , auf welchem
alle alten Sagenstoffe vom historischen Faktum ausgehend durch daS
Gewand der Volk- sage hindurch zu der epischen und dramatischen Ge¬
staltung gelangten , in welch' letzterer sie oft nur allein noch be¬
kannt sind.

Bermischte Nachrichten.
* Meseritz , 3 . Dez . Die des Giftmordes angeklagten frühere »

Rittergutsbesitzer Wollmann , Vater und Sohu , sind von den Ge- ,
schwornen wegen Mangels genügender Beweise sreigesprochen worden

Literarisches.

P Karlsruhe . Von vr . Gihr legt uns die „neue Folge "

seiner Sonnragsstunden für Gebildete aller Consessione »
vor . (Zürich , Cäsar Schmidt.) Das Buch enthält sehr gut gearbeitete
Darstellungen des wesentlichen Inhalte - einer Reihe bedeutender neue¬
rer Schriften , welche Solchen , denen jene Schriften selbst nicht zu¬
gänglich sind , wohl zur Lektüre zu cmofehlen sind. Der Leser wird
eingehend unterrichtet über : Zeller'S Vorlesungen über Staat und
Kirche; Frohschammer'S dar neue Wissen und der neue Glaube ;* Weber 's Staat und Kirche nach der Zeichnung und Absicht deS Ultra -
montaniSmus ; Zeller 'S David Strauß in seinem Leben und in seinen
Schriften . Huber , die wissenschaftlichen Tagesfragen. Gmelin (Karls¬
ruhe ) . zur Geschichte des CölibatS. Gregorovius , über Lukrezia Borgia
Langhaus, . die Bedeutung Jesu . Döllinger , die Lage der Kirche u . s. w.
Dane . en findet sich manche kleinere , ansprechende Betrachtung.

Ha » ki uud Berteqr .

uester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt
III . Seite .

Handrlsvcrichte .
Berlin , 6 . Dez . Getreidcmarkt. ( Schlußbericht.) Weizen ver
ibr . 202,—, pei April-Mai 21350 . Roggen ver Dezemb . 56 .50,
April-Mai 157 50 Rüböl per Dezbr . 73 — , ver April -Mai

'0, - vicims l»«i» 4450 per Dezbr . -Januar 46 20 per April -
> 48 .70 . ya 'er Dezbr . >55, —, per April -Mai 166. .
°» tn , 6 Dez. (Schlußdericht.) Weizen fester . effekt. hiesiger
iö effektiv icemder 21.— , per März 21,40 per Mai 2l .S0.
;gen beha p :et effekt. hies. 15 50 per März 15.45 , per Mai 15,95.
er still , effektiv 18.— . er März 17.70. Rübol stetig , eff. 38.70,
Mai 38 .—. Schneefall.

jü -vi - urg , 6. Dez. schlußdericht. Weizen ruhig , ver Dezbr .-
>- ISS. p„ Jan - ffebr. 202 G . , Per April -Mai 2o2 G.

ruhig , o--- Dezbr -Jan . >49 Per Jan . -Febr . 151
April Mai 15>7 G . Schön.
eemen , 6. Dez. Petroleum . (Schlußbericht.) Standard white
>1-50 . per Januar 11 .50 , Per Februar 11.45 , per März — .

Mid .
t " nz , 6 . Dez, Weizen per März 22.30, Per Mai 22.60 . Rog-
per Mär , l«' ,15 , per Mai 16 35. Haser per Mär , 17 .60 .

k »er Mai 38.30.
Mannheim , 6 De, . Witgetheilt von R a b u S L St o l l.j

«Liltcrung hält sich unverändert winterlich mit starkem Schnee¬

sall ; Land - und Wasserzufuhren beeiden tn Folge dessen aus und macht
sich dadurch endlich eine etwas sreundlichere Stimmung im Getreide¬
geschäft bemerkbar; nur Gerste in hierländischer Waare bleibt vernach¬
lässigt « egen sehr ungenügender Qualität

Die heutigen Preise stellen sich für Weizen 22 ' /, bis 20 >iz M . ;
Roggen 17 /- bis 16 M . ; Gerste 20-/, bis 18 M . ; Hafer 17 M .
Alles per 1"0 Kilo .

In Sämereien fanden die letzte Woche über wieder bedeutende
Abschlüsse statt ; von auswänS bekundet sich vermehrte Kauflust weil
unsere Notirungen gegenüber jenen anderer Hauptmärkte immer noch
größere Vortheile bieten ; die höchsten Preise scheinen noch nicht er¬
reicht zu sein , namentlich ist dies bei Luzerne der Fall , welcher in den
Produktionsländern bis zur Neige auSverkauft iü , ohne daß dem
Bedarf - Genüge g schehen zu sein scheint ; auch für Gelbklec hat sich
lebha' te F >age eingestellt , größere Posten alter Waare wurden für fran¬
zösische Rechnung aus dem Mark e genommen. Wir notiren heure :
Nachsaat 50 - 56 M Luzerne 60 — 68 M- , ditto jährige 48 kO ;
Provencer 70 — 75 M . ( mit Garantie seidesceier Waare entsprechend
höher) ; Gelbklee 18—24 M- ; Esparsette 16— 18/z , Alles Per 50 Kilo
Brutto und je nach Qualität .

f- PariS 6. Dez . Rüdölver Dezbr . 112. — . per Januar -April
111.70 , per Mai -August i 047 o, per Seplbr . Dezbr . 96 .— . Spiritus
pe Dezbr . 4350 , per Mar-August 47 .70 Zucker , weißer , disp . Nr . 3
57 .70, Januar -April 5S5 >>. Mehl, 8 Mrk., per Dezember 596 -,
per Januar -Februar 60.60 per Januar - April 62. — , per März Juni
63,60 . Weizen per D zbr, 27 — , per Januar -Febr . 27.4 ) , per
Januar -April 28,20 per März-Juni 29,2o. Roggen per Dezember
18 — , per Januar -Februar 18,20 , per Jan .-Apru 18.40 , per März -
Juni 19.— . Frost .

per -ucarz 28S,
per Mm — . Roggen >oeo geschäflslos . per März lS3 . per Mai
194 .—, per Juli 191,— . Rübnl loe» 42 >/„ ver Mai 43, per Herbst
41. RapS loeo 4l9 , per Frühjahr 435. Wetter — .

v i»

London , 6 . Dez. Getreidemarkt. Feiner Weizen stramm , ange-
kommen- Ladungen ruhig . Andere Getreidesollten schleppend doch fest.
Zufuhren fehlen. Sch - eewetter .

'

Liverpool , 6. Dez . « aumwoll - nmarkt . Umsatz 12,000
Ballen , davon auf Spekulation und Export 2000 Ballen . Stetig .

New - Dork , 4. Dez . Goldagio 114-/, . London 4,83 >/r- Baum -
wolle middl UPland 13 cs. Petroleum Standard white 12- /, cs . Mehl
extra Stale D . 5 .75 . Rother Frühjahrsweizen D . 1.37. Schmalz .
Marke Wilcox !3 /, . Speck 10- /, . Baumwoll-Ankünfte in sämmriichen
Häfen der Union 35,' s o Ballen , Export nach Enaland 52,^00 B „
nach dem Tontinent 1000 B.

r8ttter » «KSb«obacht »» se »
der Aeteori -logttchea Liatros Karlsruhe.

! Baro¬
meter.

Dezbr .
« et«
l,i 0 rigkeutn

Proc.
Wind . Himmel . B r « e r k/u » g.

6 . Mag«. 2 .- Sr ^7511 - 5 .0 77 NE . bedeckt _
, « ->» !« S - Sr 7544 - 7.4 94
7 . Mrgö. 7 t."er 756,3 - 10.2 92 „ !. bew. —

Verantwoettrcher äiebakteur :
Paul Kretzjchmar in Karlsruhe.



Bürgerliche Rechtspflege.
vrlfeatlicht Nufforbrnlige ».

A .S. Nr, 8857 . Neustadt . Die Fürst¬
liche StaadeSherrschajt Fürstenberg hat am
1V. Aug. l. I . an Heinrich Restle von
RickertSreuihe und Jakob Kromer von
Zizenhaosen nachgenannte zu ihren ehe¬
maligen Hammerwerken gehörigen Liegen¬
schaften verkauft:

«». auf der Gemarkung Hammereisen¬
bach :

1 . einen Lomplex von 8 Morgen , 886,1
Ruthen bad schen Maaßek oder 3 Hek¬
tar 18 Ar 24,9Quadratmeter Reichs -
waaß , bestehend au » Wielen , Gärten ,
Hofraithen and Wasserflächen sammt
den daraus stehenden Gebäuden und
Werken, einerseirS an die Landstraße,das SchulhauS und die Kaplanei,
andererseits an den Thalbach, oben
an den Weg nach Ueberrdal, Bier -
wirih Mllmann und die Verkäuferin ,
unten an Müller Sproll stoßend ;

2 . einen Lomplex von 2 Morgen 92,5
Ruthen oder 80Ar32,5Qadratwetcr ,
bestehend auS Aeckern,Wiesenund Hof-
railhe , einerlei» an den Thalbach, an¬
dererseits an den Weg nach dem
Winterberg und an die Verkäuferin ,
oben an die Landstraße, unten an die
Verkäuferin stoßend ;

3. einen Lomplex von 1 Morgen 21,9
Ruthen oder 37 Ar 97,1 Quadrat¬
meter, bestehend aus Wiese , Hosraithe
und Kanälen , einerseits an reu Tdal -
bach , andererseits an die Landstraße,
oben an die Gemarkung Urach , unten
an die Landstraße stoßend ;

4. eine Hofroiihe von 71,3 Ruthen oder
6 Ar 41,7 Quadratmeter , einerseits an
die Landstraße, andererseits an die
Verkäuferin , oben an die Gemarkung
Urach, unten an den Waldweg nach
dem Wwterberg stoßend ;

i . da» ehemalige Magazin sammt Hof-
raithe mit 46,9 Rathen od r 4 Ar
22 , l Quadratmeter Flächengehalt,
einerlei» an den Waldweg nach dem
Sowmerberg , andererseits an die
Landstraße, oben auf den Waldweg
nach dem Sommerberg , unten an
Hammerwirth Krrner stoßend ;
d . auf der Gemarkung Urach :
einen Lomplex von 1 Morgen 48,5
Ruthen oder 40 Ar 36,5 Quadrat¬
meter , bestehend auS Wiesen, Bachufer
und Werklkanal einerseits an den
Thalbach, andererseits an die Land¬
straße, die verlausen » , Jakob Grieße¬
ilauer und Fridolin Andrä , oben an
die Gemarkung Schallach, unten an die
Gemarkung Hammereisenbachstoßend .

Wegen mangelnder Erwerbrurkunden
verweigern die Gemeinderäthe von Hammer -
risenbach und Urach die Gewähr de» Eigen -
thumSübergangeS . Auf Antrag der Ver¬
käuferin werden deßhalb alle Diej -nigen,
welche an obigen Liegenschaften — in den
Grund - nnd Pfaudbüchern nichteingetragene,
auch sonst nicht bekannte — dingliche Rechte,
leherrechtliche oder fideikommissarische An¬
sprüche haben oder zu haben glauben, aufge¬
fordert , solche

binnen 4 Wochen
anher geltend zu wachen, ansonst solche den
neuen Erwerbern gegenüber für erloschen er¬
klärt würden .

Neustadt , den 27. November 1875 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Armbruste r.
Müller .

W .994 . Nr . 9274 . Staufen . Der
Großh DomänenfirkuS besitzt seit unvor¬
denklicher Zeit aus der Gemarkung Eschbach
folgende Liegenschaften :

1. 42 Ar 13 Meter Acker in den Zeigen
gegen Vri -ßheim , neben Johann
Schuhmacher und Anwänder ;

2. 1 Hektar 27 Ar 29Meter theil» Acker,
theilS Wiese im ZiegelHüttenacker ,neben sich selbst und vremgartner
Kemeindewald ;

3 . 2 H- klar 16 Ar 69 Meter Wiesen und
Gestrüpp in der Mtihlmattc , neben
Ziegeldüttenacker und Mühlbach;

4 . 14 Ar 25 Meter Acker im hintern
SchulhauS , neben Anton WieSler
und Ferdinand WieSler von Eschbach .

Wegen mangelnder Erwerbsurkunden
verweigert da » OrlSgericht den Eintrag und
die Gewähr zum Grundbuche.

ES werden deßhalb alle Diejenigen ,
welche an genannten Liegenschaften ding¬
liche Rechte , oder lehmiechtliche oder fidei -
kommifsarische Ansprüche zu haben glauben,
ausgesordert solche

innerchalb 2 Monaten
dahier gellend zu machen , widrigen» diese
Rechte de« Großh DomänenfiskuS gegen¬über für erloschen e>klärt würden.

Stauien , den 25 November 1875.
Großh bad . Amtsgericht.

Zentner .
D.5 . Nr 11,272 D u r l a ch. Der

Großh . Domäne , sirkuS besitz« 28 Hek are
37 Are 99 M ter Acker in der Gewann Lil -
liSfeld , Gemarkung Aue nördlich nnd west¬
lich vom Durlachcr Stadtwal » , südlich von
letzt rem und von Au »er Aufüöß rn und
östlich von dem von WolsartSwcrcr nach
KarlS ' ube führenden Weg begr. nzt.

Ter ErnerdStitel dieser Liegenschaft ist
nicht grundhuchSmäßig

Ans Ant aq de» Ärcßh . DomänenfirkuS
werden uun alle Diejenigen welche an obiger
Liegenschaft m den Grund - und Pfandbüchern
nicht eingeti aqene, auch tonst nicht bekannte
dingliche R chte, leSenrechtlichc oder fid i-
kommifsarilche Ansprüche haben oder zu
glauben haben, ausgesordert solche

binnen zwei Monaten
dahier geltend zu machen , widrigenfalls die¬
selben dem neuen Erwerber oder Unter-
pfandSgläubiger gegen Aber tür verloren er¬

klärt würden .
Durlach , den 18. November 1875.

Großh . bad. Amtsgericht .
G o l d s ch m i d t .

Erb .
A4 . Nr . 31,212 . Karlsruhe . Der

Großh . FiSkuS, vertreten durch Großh . Ge-
neraldirektion der StaatSeisenbahne » , hat
durch Kauf folgende , auf der Gemarkung
Karlsruhe gelegenenLiegenschaften erworben :

a . 113 Ar Ack -r in der Gewanne Lohseid,
d . 77,65 Ar Acker in der Gewanne Hech-

teynsec.
Diese beiden Liegenschaften find gegen

Norden von der KriegSstraße von Karls¬
ruhe nach GotteSaue, östlich von dem west¬
lichen GotteSamr Weg und südlich von dem
längs dem Lohseldgiabenhinztehenden Fuß
Wege begrenzt und stoßen gegen Osten an
da- übrige Lohfeldgeläade.

Wegen mangelvder ErwerbSurkunde der
Verkäufer- verweigert der Gemeiuderath
hier die Gewähr .

Aus Antrag de» Großh Fiskus werden
deßhalb alle Diejenigen , welche an den ge¬
nannten Liegenschaften in den Grundbü¬
chern nicht eingetragene, auch sonst nicht be¬
kannte dingliche Rechte, lehenrechtlicheoder
fideikowmissarische Ansprüche haben , oder zu
haben glauben, aufgeiordert . solche

binnen 2 Monaten
hier geltend zu machen , widrigenfalls solche
dem neuen Erwerber gegenüber verloren
gehen .

Karlsruhe , den 29. November 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

H. D i e tz.
W . Braun .

W .981. Nr . 10,803. B i l l i » g e n .
Nachdem aus die diesseitige öffentliche Aus
sorderung vom 1 . Februar d . I . , Nr . 920,
Ansprüche der dort bezeichneteo Art an die
genannten Liegenschaften bis jetzt nicht gel¬
tend gemacht wurden , so werden solche der
neuen Erwerberin gegenüber für erloschen
erklärt.

Billingen , den 24 November 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

Krauß .
Y.30. Nr . 9449 . Staufen .

In Sachen
Georq Ritzenthaler , Mar -
tin Ritzenthaler , Eduard
Ritzenthaler , RosaRitzen -
thaler , Ehefrau de« Leopold
Lock weiler von Harlheim ,
und Marie Ritzenthaler ,
Ehefrau de» EraSmuS Kübler
vvn Grießhei« , z Zt. iuHaagen ,

gegen
unbekannte Dritte ,

Aufforderung zur Klagebetr.
Nachdem aus die diesseitige Aufsorderung

»om 15. sept . l . I ., Nr . 7504 , innerhalb »er
anderaumten Frist keine lehenrechtliche oder
fideikommissarilche Ansprüche oder dingliche
Rechte an die dort beze chneten Ltegenscha ;
ten geltend gemacht worden sind , so wer¬
den die Aufgesorderlen den EingangSge
nannten gegenüber jener Ansprüche für ver¬
lustig erklärt.

Staufen , den 29. November 1875.
Großh bad Amtsgericht.

Zentner .
W995 . Nr . 10,119. WieSloch . I .

S . deS Großh . DomänenfirkuS gegen un¬
bekannte Dritte , Auffoiderung betr. , wer¬
den , nachdem innerhal » der achiwöchent -
lichen Frist keine der in der diefsciligea Auf¬
forderung vom 8. Juni d . I . , Nr . 4813 ,
bezeichneien Rechte an die dort genannten
Grundstücke geltend gemacht wurden , alle
deiartigen Rechte und Ansprüche dem Aus-
sordcrungSkläger gegenüber für erloschen
erklärt .

WieSloch , den 27. November 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

L a u ck.
^ Zirkel .
Warnung.

D 64. Nr . 30,278 . Pforzheim .
Aus Antrag der ledigen Pelisseuse Johanna
Uwbnrr hier wird vor dem Erwerb de»
derselben von der städtischen Sp » >kaffe da¬
hier über eine Einlage von 71 Mail 43 Pf .
ausgestellten, die Nr . 17,237 tragenden
Büch>ein», welche- verloren ging, anmit ge-
warnt .

Pforzheim , den 3. Dezember 1875 .
Großh . bas. Amtsgericht.

I . B u ß.
Game».

Y 50. Nr . 6733 . Schönau . Gegen
Nagler Josef Beuschel von Zell haben
wir Gant erkannt , und eS wird nunmehr
zum Richtigstellung»- und VorzugSverfah-
ren Tagsahrt anberaumt aut
Mittwoch den 22. Dezember d . I .,

Vormittags 9 Uhr .
ES werden alle Dteirnigcn , welche au»

waS immer für einem Grunde Ansprüche
an die Gantwasse machen wollen , ausgefor-
derl, solche in der augesetzter . Tagfahrt , bei
Vermeidung des Ausschlusses von der
Gavt , persönlich oder durch gehörig Bevoll¬
mächtigte, schriftlich oder mündlich, anzu-
meldev und zugleich ihre etwaigen Vorzug»,
oder UmerpfandSrechtezu bezeichnen , sowie
ihre BeweiSur künden vorzulcgen oder den
Beweis durch andere Beweismittel anzu-
treten .

In derselben Tagsahrt wird ein Masse-
psteger und ein Gläubigerausschuß ernannt
und ein Borg - oder Nachlaßvergleich »er-
sucht werden , und eS werden in Bezug aus
Borgvergleich? und Ernennung des Masse-
pstegerS und GlaubigcrauSschnfseSdle Ntchl -
erschcuienden al» der Mehrheit der Erschie¬
nenen bcttretenb angesehen werden.

Die im LuSlaniw wohnenden Gläubig »,
haben längstens bis zu jener T agsadN einen
dahier wohnenden Gewalthaber für de,
Empfang aller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach den Gesetzen der Partei selbe,
geschehen sollen, widrigenfalls alle weiteren

Verfügungen und Erkenntnisse mit der glei¬
chen Wirkung , wie wenn sie der Partei er¬
öffnet wären , nur an dem SitzuagSorte de»
Gericht» angeschlagen, beziehungsweise den¬
jenigen im Ausland » wohnenden Gläubi¬
gern , deren Aufenthaltsort bekannt ist, durch
die Post zugeiender würden

Schönau , den 30. November 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

W e i I s e r .
Rapp .

Y .18. Nr . 31,74». Freibnrg .
Die Gant

gegen LouiS Schmidt , Vik¬
tualienhändler . von Freiburg ,
z. Zt in Eafs-l, betr.

Alle diejenigen Gläubiger , welche ihre
Forderungen vor und in der heutigen Tag¬
sahrt nicht angemeltkt haben, « erden hiemit
von der vorhandenen Masse ausgeschlossen .

B . R . W
Freiburg den 30 . November 1875.

Großh . bad . Amtsgericht.
G r a e s f.

Y. 19 . Nr . 41,647 . Mannheim .
Die Gant der Katharina

Schwab dahier betr .
Beschluß .

In obiger Gantsache werden alle diejeni¬
gen Gläubiger , welche bis jetzt ihre Forde¬
rungen nicht angemeldet haben , mit allen
ihren Ansprüchen von der Gautmsfse aus¬
geschlossen.

Mannheim , den 25 November 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

Ullrich
Bermögrnsadsondermtgeu.

Y .34 . R .Nr 13,637/40 . Konstanz . In
Sachen der Ehefrau deS Zimwermann »
Lhristian Aberle , Ursula, geb. Aberle ,
von Pcterzell gegen ihren Ehemann V»r -
mögenSabsovderung betreffend, wurde durch
Urtheil vom Heutigen di« Klägerin für be¬
rechtigt erklärt, ihr Vermögen von demjeni¬
gen ihres Ehemannes abzu ' ondern , wa»
zur Kerntnißnahm « der Gläubiger bekannt
gemacht wi,d .

Konstanz , den 2b. November 1875.
Großh . Kreis - und Hosgericht .

— Livilkammer II .
Rieder .

Schaaff .
Y82 . R .Nr . 5554 . Liv .-Kam. WaldS -

Hut . Durch Uriheil vom Heutigen wurde
die Ehefrau deS WagnerS Josef Thoma
von Höchenfchwa , d, Martine , geb. Kaiser ,
für berechtigt erklärt , ihr Vermögen voa
dem ihre- Ehemannes abzusonder».

Die » wird zur Kenntniß der Gläubiger
hiermit , veröffentlicht.

Waldshut , dm 25 . November 1875.
Großh . bad Kreisgericht.

JuughannS .
Bechtold .

Berschollktlhkitsvrrfahrtll.
W .957. Nr . 12,393. Bühl . Segen

den im Jahr 1863 im Alter von 28 Jahren
nach Amerika «»»gewanderten Lanowirth
Amon Hirbrecht von Eisenthal , welcher
währen » de - AmerikanischenKriege» in der
Nordamerika! ischen Armee geziem, jedoch
seit August 1863 keine Nachricht von sich
gegeben hat , ist v n unS daS Bcrschollen-
heitSversahren eingeleitet.

Derselbe wird ausg fordert,
binnen einem Jahre

Auskunft über sich hierher gelangen zu
lassen .

'
widrigenfalls er für verschollen er¬

klärt würde.
Bühl , den 26 . November 1875.

Großh bod Amtsgericht.
». W S n k e r .

Grvrillwettullgeu .
W873 2. Nr . 9193 . Staufen . Der

Großh . FiSkuS ha« darum nachgesucht , ihn
unter Vorsicht de» Erboerzeichniff-S in die
Berlaffenschasl de» Franz Adolf vrendle
von Heilersheim einzusetzen.

Diesem Gesuche wird stattgegeberr wer¬
den, wenn nicht

innerhalb 6 Wochen
Einsprache dag - gen erhoben wird.

Staufen , den 22 November 1875 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Zentner .
W .773 . 3 . Nr . l8 .238 Rastatt . Ma -

r >a Anna Tlara Link von Forboch bat um
Ernf -tzung in die Gewähr de» Nachlasse »
ihier Schwester, Karl Fritz Wtb., Läcilie,
geb. Lrnk , gebeten .

Diesem Gesuch wird entsprochen werden,
wenn nicht

binnen 2 Monaten
Einsprache erhoben wird.

Rastatt , den 13 . November 1875.
Großh bod Amtsgericht,

v . W e i l e r .
F . Kuhn .

KrbvorlakilMN».
W .958 A ch e r n. Anton Seiler ,

unbekannt wo abwesend in Amerika , ist zu
dem Nachlasse seine » verledten BarerS
Joachim Seiler in OenSbach wilberusen .

Derielbe wird hiemit ausgesordert , seine
Ansprüche an gedachte Berlafsenschast

binnen drei Monate » ,
von heute an , bei dem Unterzeichneten gel¬
tend zu machen , widrigenfalls die Erbschaft
Denen zugetheilt « erben wird , welchen sie
zukäme , wenn der Geladene zur Zeit deS
ErbansallS picht mehr am Leben gewesen
wäre .

Acher» , den 28 November 1875.
Der Großh . Notar

A . FnchS .
W 985. Nr . 1022. Freibnrg . Jo¬

ses M a y e r - R o t h, 48 Jahre alt, von Reu¬
häuser , welcher vermißt wird , ist zur
Erbschaftkeiner verstorbenenMutter , Iohanu
Mayer Wi'.twe, Theresia, geboreneRoth ,vvn Neuhällser berus - n .

Der Berufene wird zu den ErbtheilungS -
verbandlungen mit dem Bedeuten öffentlich
vorgeladkn. daß wenn er

binnen drei Monaten

nicht erscheint , die Erbschaft Denen werbe
zugetbeilt werden, welchen sie zukäme , wenn
der Vorgeladene zur Zeit deS ErbansallS
nicht wehr am Leben gewesen wäre.

Freiburg , den 1 . September 1875.
Der Großh . Notar

L. Messy
W 797. 3 . Karlsruhe . Dem seit

mehreren Jahren von hier abwesenden ledi¬
gen und volljährigen Ernst Fassert an»
Offenburg ist auf Ableben seiner Mutter
Karolilie , gebornen Bronn gewesenen
Ehefrau de» GastwrrthS Karl Philipp Fas -
scrt , und seine- Großvater », de « Partiku¬
liers Karl Bronn von hier, Vermögen
angefallen.

Da lern gegenwärtiger Aufenthaltsort
hier nicht bekannt ist , so wird derselbe an-
durch aufgefordert, sich

binnen 3 Monaten
znr Empfangnahme seine» ErbtheilS um so
gewisser dahier zu melden, alS er sonst ledig-
lich Denjenigen zngewiesen würde , den -n er
zukäme, wenn der Borgeladene zur Zeit de»
ErbansallS gar nicht mehr am Leben gewe¬
sen wäre.

Karlsruhe , den 5. November 1875.
Großh . Notar
Grimmer

W 970. Schönau . Am Nachlasse
der Johann Zipfel Witiwe , Juliane , geb.
Entmann , Vvn St . Ulrich, gestorben zu
Wieden, ist ein Sohn Johann Zipfel erb¬
berechtigt. Derselbe hat sich vor 8 Jahren
nach Amerika entfernt und soll in Neuyork
mit Hinterlassung von Kindern gestorben
sein .

Da der jetzige Aufenthaltsort de » Soh¬
ne» Johann Zipfel , beziehungsweise sei-
ner Kinder , nicht bekannt ist, to ergeht au
solche dir Aufforderung , ihre Erdansprüche

binnen drei Monaten
anher geltend zu machen, widrigenfalls die
Erbschaft Denen zngewiesen würde, welchen
sie zukowmen würde , wenn die Vorgelade
neu zur Zeit de- ErbansallS nicht mehr am
Leben gewesen wären .

Schönau i. W . . den 27 . November 1875.
Großh Gericht- nvtar

Bach
H rndel -regtster-GiutrSsr.

D .6 . Nr . 32 832 . Karlsruhe . Zu
O .Z 85 d . s GescllschaftSreglfterS, Firma
„ Gebrüder Mvmberr " hier, wurde
heute der Ehevertrag de» Gesellschafter»
Jakob Mombert mit Auguste Rosenthal
von Mainz , ä. <i . 8 . September 1875, wor-
nach »on jeoem Ehegatten von seinem sadren-
den Beibringen 200 Mk . in die Gemeinschaft
eingeworfen, alles übrige Vermögen sammt
den daraus ruhenden Schulden vo» der Ge-
weinschast ausgeschlossen wird, eingetragen,
an der Errungenschaft nimmt die Ehefrau
mit ziel Theil .

Karlsruhe , den 29 . November 1875.
Großh . bad. Amtsgericht.

NebeniuS .
W .986 . Nr . 29.373 . Pforzheim .

Zn O .Z . 219 de » ÄesellschoftSregiperSden
Psorzheiwer Bankverein Kaiser , Be¬
cker L Eie . betr. , wurde eingetragen, daß
der persönlich hastende GesellschafterTheo¬
dor Friedrich Becker durch Uebereinkunst
vom 18. Oktober d. I . an» der Gesellschaft
auSgeschieden ist.

Pforzheim , den 22. November 1875.
Großh . bad. Amtsgericht.

I . Buß .
W 987 . Nr 29.480. Pforzheim .

Zu O Z . 687 deS Firmenregisters wurde
eingetragen di« Firma F . K . Brenk in
Pforzheim . Inhaber dieser Firma ist Franz
Karl Brenk . Kuastwühlenbefitz-r und
Mehldöndler in Pforzheim . Derselbe ist
verehelicht mit Maria Magdalena Vo eg ele
und wurde in dem unterm 27. Oktober
1862 zu Pforzheim ausgenommen« , Ehe-
verrrog von den Brautleuten zur Beorthei -
lung ihrer dereinstigen Vermögens »« halt -
uiffe tie bedungene Gütergemeinschaft in
der Art gewählt , daß jeder ders - lben die
Summe von 50 fl . in die Gemeinschaft ein¬
wirst . alle - jetzige und künftige Vermögen
wie auch deren Schulden b eiden von der
Gütergemeinschaft ausgeschlossen.

Pforzheim , den 24 November 1875 .
Großh . bad . Amtsgericht.

I . Bnß
Strafrechtspflege.
Ladusgeo nsd Kahoüuage».

Y61 . Nr . 4110 . M - Sbach . Y . U.
S . gegen Joses Send ert von Merlbach
wegen Diebstahl» wird zufolge deS Verwei -
sungSbesä InsseS de» Großh . Kreis - und Hof.
gericht » Mannheim — Raths - und Auklage-
kammer— vom 16 Oktober l. I ., Nr 4121,
Tagfahrt zur Hauprverhandlung in die am
Donnerstag den 30 . Dezember l . J .,

Vormittag » 9Uhr ,
stattfinderde öffentliche Gerich Ssitzang an¬
geordnet und wird hiezu der Angeklagte mit
dem Anfügen vorgeladen, daß er stch 14 Tage
vor der Hauptverhandlung bei dem G - oßh .
AmlSgeiichte TauberbsschoiSheiw alS Unter-
suchungSgericht zu stellen habe, und daß im
Falle seme - Ausbleiben» daS Unheil nach
dem Ergebnisse der Verhandlung wird ge¬
fällt werden.

Die » wird dem flüchtigen Angeklagten
hiermit eröffnet

Mosbach, den 2. Dezember 1875.
Großh . bad . KreiSgericht, Straf Kammer.

Nicolai .
v Martini .

Sj.58 . Nr . 31 .191. Freiburg . Ignaz
Heinrich von Gündelwangen ist der ab -
flchilichen Inbrandsetzung eine» VorrathS
von Bren , materiolien , welche nach ihrer
Beschaffenheitund Lage geeignet waren , da -
Feuer einem Wohnhan e mnzutdeilen , be¬
schuldigt und hat sich durch die Flucht der
Untersuchung entzog n.

Derselbe wird aufgefordert, stch
innerhalb 3 Wochen

anher zu stellen , indem sonst noch dem Er -

gebniffe der Untersuchung da» Erken »^ .würde gefällt werden.
'«" » nutiq

Freiburg , den 3 . Dezember 1875
Großh . bad . Amtsgericht.MorS .

U.68. Nr . 19,447. WaldShut wa
flüchtige Zigeunerin , Elisabeth«, geb ,Ehefrau te » herumstehenden Musik « , K >
b- stian Reinhard auS E' chbura «Zabern iSlsaß ) , welche wegen mebrer-/ ^
Juni und Juli d. I . in Thiengen n»rüg ^Bel diebstähle , sowie wegen Unterschl -einer Milchkanne in Untersuchung o.c?wird ansgrsordert, stch

^
binnen drei Wochen

dahier zu stellen , widrigenfalls da, E' ken«.niß nach dem Ergebnisse der Untersuchnn.erlaffen würde. Zugleich wird um L ?
licserung derselben gebeten .

Signalement : Kleine
schwarze Haare , magere» schwärzlich »,
sicht, ca. 37 Jahre alt. " '

WaldShut . den 3 . Dezember 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

Brauer .
D .62. J .Nr . 35731 . Heideld »- ,Di - Rekruten :
1 . Franz SaleS Reitinger , gebar «,den 25. Januar 1855 zu Stockach-
2. Johann Adam Weiner , gebo -«,den 10. April 1854 zu Thi-«,»Amt Freiburg ,

haben der ihnen auSg-händigten E>ß§,
lnng - ordrr , wonach sie stch am 4 . Novemd»,er . bei diesseitigem Bezirkskorimand, , g».
Huf- Ablieferung an da« Regiment Nr. W
res ». Feld -Artillerieregiment Nr . 14 , ^
stellen hatten, nichi Folge geleistet . Der«
derzeitiger Aufenthaltsort konnte nicht
mittelt werden.

3. Georg Foiedrich Fuchs , geboren de,2l . April 1854 zu Mannheim und
4. Wilhelm Back , geboren den 14 Fe-brnar 1855 zu Mergelstetten . Ober-

amt Heidcnheim,
welche ebevfalls zum 4 . November er. de-
hu'S Ablieferung an da« Regiment 11»
resp Feld - Artillerieregiment 14 einbeordech
werden sollten . haben sich von ihren frühe-
reu Ansen -haltSorten ohne Abmeldungent-
fernt ; denselben konnten die Gestellung^.
ordreS bis :äuto nicht auSgehändigt werten.

Sämmtliche obengenannte Rekralen wer¬
de» deßhalb ausgefordert,

binnen 4 Wochen
bei UnterzeichnetemBezirks-Kommando sich
za geftellen , andernfalls daS Desertion»»»-
fahren gegen sie eingeleitet werben wird .

Heidelberg, den 3. Dezember 1875,
Königliche» Bezirks-Kommando des 2 . Ba¬

taillon » (Heidelberg) , 2. BadischenLaad-
w,hr - Regiment» Nr . 110.

UrtheilSverkiisdimgeit .
N .23 . Nr . 14,443 . D » naueschinae ».

I . U. S .
«egen

Lorenz Fischer von Ried¬
böhringen ,

Marlin Beha von da,
Jalob Kienzle von Odtk-

baldingen,
wegen unerlaubter Än»-
wandernng .

Wird auf gepflogene Verhandlung z.
Recht erkannt :

Die Wehrmänner :
Lorenz Fischer von Riedböhring« ,
Martin Beha von da, und
Jakob Kienzle von Oberbaldwg«

seien wegen unerlaub er Auswanderung
in eine Geldstrafe von 30 Mark und m
1/, der UniersuchungSkoften und Jeder i»
die Kosten seiner Straferstehvvg zu oer-
nrtheilen .

V . , R . W.
S » geschehen,

'

Donauesdingen , den 30 Noobr . 187S.
Großh . bad Amtsgericht.

Fahudiiugszuriickllahme .
Y .67. Nr . 24,IM . Offen barg . Ui-

serc Fahndung vom 15 . Nov . d . I . a/ird
hiermitzurückgevommm , da der Beschuldigte
Heinrich Benetz von Durbach stch dahier
gestellt hat.

Offeuburg , den 3. Dezember 1875.
Großh . bad . Amtsgericht.

Gaur .
Wolpert .

am

Berm . Bekanntmachungen .
X.376 . WaldShut .

Lteigerunks-
AwündigMg .

In Folge richterlicher Verfügung werde«
dem Hilar Zimmermann voa Schacht"

Freitag den 31 Dezbr . 18 <5 >
M » rgens8Uhr ,

in dem Rathaause in Schachen die unten be¬
schriebenen Liegenschaften öffentlich verlM '

gert, wobei der endgiltige Zuschlag erfolgt,
wenn der Anschlag oder darüber geboten
« ird . -

3 Vierling 30 Ruthen Acker an
Orten aus Gewarkung Schoarn ,
angeschlagen . . - 200 Mark.

Hievon erhalten zur Wahrung ro
Rechte unter Hinweisung auf 8 35l o.
PO . Nachricht di- dahier unbekannte »

Gläubiger der VollstrecknugSmaffen: I )
fino Zimmermann von Schachen,
des Mathias Bartholomä von HE " ,

.3) de» Hilar Zimmermann v°» « w
chen ; 4) de« « lastu« Waß wer von Sch^
chen und 5) de » Peier Thowa voll
Schachen. .

WaldShut , den SO November 187S.
Großh Notar
Glatte ».

Druck und Gerlag der « roun ' schen H osbn chbru ckrr « '
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